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Bundesrepublik Deutschland 
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1/4 (IV/1) - 680 70 - E - Ar 4/72 Bonn, den 22. Juni 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Sozialpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates über die Erstellung 
gleichartiger Statistiken über die ausländischen Arbeits- 
kräfte. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften von 6. Juni 
1972 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg I 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
über die Erstellung gleichartiger Statistiken über 
die ausländischen Arbeitskräfte 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 49, 

auf Vorschlag der Kommission ^), 

nach Anhörung des Europäischen Parlaments 2), 

nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialaus- 
schusses ^), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die ausländischen Arbeitskräfte sind eine wichtige 
Komponente der Arbeitsmärkte in der Europäischen 
Gemeinschaft. Im Hinblick auf die Transparenz die- 
ser Märkte innerhalb der Gemeinschaft kommt den 
gleichartigen und vergleichbaren statistischen Daten 
eine besondere Bedeutung zu. 

Die Statistiken müssen in jedem Mitgliedstaat die 
Zahl und die Zu- und Abwanderungen derjenigen 
Arbeitnehmer erfassen, die Staatsangehörige eines 
Mitgliedstaates der Gemeinschaft oder Staatsange- 
hörige der Drittländer sind. 

Die von den Trägern der sozialen Sicherheit ver- 
wendeten Unterlagen müssen als Grundlage für die 
Erstellung dieser Statistiken dienen - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Jeder Mitgliedstaat erstellt Statistiken über die Zu- 
und Abwanderungen sowie über die Zahl der aus- 
ländischen Arbeitskräfte, die Staatsangehörige der 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft sind oder aus 
dritten Ländern stammen. 


Artikel 2 

Die Statistiken müssen folgende Angaben enthalten: 

— Staatsangehörigkeit 

— Geschlecht 

— Wirtschaftszweig oder Berufsgruppe 

— Region. 

Artikel 3 

Die Statistiken beziehen sich auf gleiche Bezugszeit- 
räume. Um die Statistiken in Übereinstimmung mit 
den vorstehenden Artikeln zu erstellen, beschaffen 
sich die Mitgliedstaaten die erforderlichen Unterla- 
gen bei den Trägern der sozialen Sicherheit. 


Artikel 4 

Die Statistiken sind periodisch zu erstellen und der 
Kommission von den Mitgliedstaaten zu einem für 
alle gleichen Termin zu übermitteln. 


Artikel 5 

Die Kommission erläßt die Durchführungsbestim- 
mungen zu dieser Verordnung. Zu diesem Zweck 
handelt sie in enger Fühlungsnahme mit den zen- 
tralen Verwaltungen der Mitgliedstaaten. Die Durch- 
führungsbestimmungen sind innerhalb von neun 
Monaten nach Inkrafttreten dieser Verordnung zu 
erlassen. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) SOGE 

2) SOGE 

3) SOGE 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


Den Statistiken über die ausländischen Arbeitneh- 
mer in der Gemeinschaft - die sowohl die Staatsan- 
gehörigen aus den Mitgliedstaaten als auch solche 
aus Drittländern umfassen ~ mangelt es an Gleich- 
artigkeit und Vergleichbarkeit. In einigen Fällen 
fehlt überhaupt jede Statistik. Alle Institutionen der 
Gemeinschaft, der Rat, die Kommission, das Euro- 
päische Parlament und der Wirtschafts- und Sozial- 
ausschuß haben bereits zu verschiedenen Anlässen 
ihre Besorgnis über das Fehlen bzw. die mangelnde 
Vergleichbarkeit dieser Statistiken zum Ausdruck 
gebracht, weil dadurch die Kenntnis und Beobach- 
tung dieser wichtigen Komponente der EWG Ar- 
beitsmärkte, nämlich der ausländischen Arbeits- 
kräfte, unmöglich gemacht wird. Das Fehlen hin- 
reichend gleichartiger und genauer Angaben über 
die ausländischen Arbeitnehmer, deren Zahl in der 
Gemeinschaft zur Zeit die vier Millionengrenze bei- 
nahe erreicht hat, könnte den Bemühungen um eine 
größere Transparenz der Arbeitsmärkte der Gemein- 
schaft Abbruch tun. 

Aus diesen Gründen hat der Fachausschuß in seiner 
Stellungnahme vom 27. Oktober 1967 festgestellt, 
daß die Statistiken, denen die erstmaligen Arbeitser- 
laubnisse zugrunde lagen, keinen Rückschluß auf 
den Wanderungssaldo zuließen und daß die Ver- 
gleichbarkeit der in einigen Mitgliedstaaten verfüg- 
baren Statistiken über die Ausländerbeschäftigung 
wegen unterschiedlicher Erhebungs- und Aufberei- 
tungsmethoden sowie wegen unterschiedlicher Be- 
zugsdaten auf Gemeinschaftsebene völlig unbefrie- 
digend ist ^). 

Er vertrat die Auffassung, daß es wichtig sei, die 
Entwicklung der Beschäftigtenzahl in jedem Mit- 
gliedstaat und auf Gemeinschaftsebene nach harmo- 
nisierten Methoden verfolgen zu können. Er fordert 
die sachkundigen Statistiker auf, zu prüfen, ob nicht 
in allen Mitgliedstaaten eine gleichartige Statistik 
über die beschäftigten ausländischen Arbeitskräfte 
erstellt werden kann, die vor allem die Erfassung 
aller in der Gemeinschaft beschäftigten ausländi- 
schen Arbeitnehmer ermöglichen, den gleichen Be- 
zugszeitpunkt in allen Mitgliedstaaten haben und 
relativ kurzfristig verfügbar sein müßten, um eine 
fortlaufende Analyse der Beschäftigungslage und, 
gegebenenfalls, kurzfristige Projektionen zu ermög- 
lichen. 

Um beurteilen zu können, wie sich die Ausländer- 
beschäftigung entwickelt, hielt der Fachausschuß 
nicht nur die Kenntnis der Beschäftigungslage zu 
einem bestimmten Zeitpunkt, sondern auch die Wan- 
derbewegungen der Gastarbeiter für wichtig; um 
sich ein brauchbares Meß- und Beurteilungsinstru- 
ment zu schaffen, sind auf diesem Gebiet nach Staats- 
angehörigkeit, Wirtschaftszweigen, Berufsgruppen 
und Regionen gegliederte Statistiken anzustreben. 


Der Ausschuß vertrat die Auffassung, daß die Sach- 
verständigen auf diesem Gebiet gemeinsam nach 
Mitteln und Wegen zur Verwirklichung dieser Ziele 
suchen müßten. 

Die Verordnung Nr. 1612/68 hat die Arbeitserlaub- 
nis, und damit die Verwaltungsgenehmigung, abge- 
schafft. Aus diesem Grunde wird die Erstellung von 
Statistiken nach anderen Auswertungsmitteln als der 
Arbeitserlaubnis, wie auch der Fachausschuß in sei- 
ner Stellungnahme feststellt, um so dringlicher. In 
einigen Ländern, beispielsweise in Belgien und den 
Niederlanden, erfassen die Statistiken über die aus- 
ländischen Arbeitskräfte nur noch die Arbeitnehmer 
aus Drittländern. 

Die Stellungnahme des Fachausschusses hatte zur 
Folge, daß eine Sachverständigengruppe der Arbeits- 
gruppe „Arbeitsmarktstatistiken" Ende 1968, und im 
Laufe der Jahre 1969 und 1970 wiederholt im Stati- 
stischen Amt der Europäischen Gemeinschaften zu- 
sammenkam; nach langen Diskussionen kamen die 
Sachverständigen zu dem Schluß, daß durchaus 
gleichartige und vergleichbare Statistiken über die 
Zahl der in den einzelnen Mitgliedstaaten beschäf- 
tigten Gastarbeiter erstellt werden können. 

Bezüglich der Statistiken über die Wanderbewegun- 
gen der Arbeitskräfte hielten die Sachverständigen 
die Erfassung der Einstellung von ausländischen Ar- 
beitnehmern künftig für möglich, äußerten aber 
Zweifel hinsichtlich der Erfassung der Abgänge^). 
Die Gruppe meinte, daß die Sozialversicherungsun- 
terlagen, zumindest was die Erstellung der Beschäf- 
tigungsstatistiken betreffe, alle Angaben zu den sta- 
tistischen Daten - oder zumindest zum größten Teil 
dieser Daten - (Staatsangehörigkeit, Geschlecht, Al- 
ter, Dienstantritt, Wirtschaftszweig oder Berufs- 
gruppe) enthalte, um die gewünschte Gleichartigkeit 
zu erzielen. Wo das eine oder andere Element noch 
nicht erfaßt würde, könne man ja die Erfassungsun- 
terlagen in diesem Sinne ergänzen. 

Ausgehend von der Stellungnahme der Statistiken 
der Mitgliedstaaten und überzeugt davon, daß in 
der Gemeinschaft gleichartige und vergleichbare Sta- 
tistiken über die Zuwanderung und Beschäftigung 
ausländischer Arbeitskräfte erstellt werden müssen, 
hat der Fachausschuß in seiner Stellungnahme vom 
16. Oktober 1970 festgestellt: 


4) Die gleiche Besorgnis wurde von den Vertretern der 
Mitgliedstaaten auf ihrer Tagung im Rahmen des Arti- 
kels 29 der Verordnung 38/64 am 19. Mai 1967 ge- 
äußert. 

5) Füer ließe sich jedoch einwenden, daß es möglich wäre, 
zwar zu keinen genauen Zahlenangaben über die Ab- 
wanderung ausländischer Arbeitskräfte, wohl aber zu 
tendenziellen Schätzungen zu kommen, vorausgesetzt, 
daß man genaue Statistiken über die Zuwanderung und 
über die Beschäftigungszahl besitzt. 
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— daß durch die Herstellung der Freizügigkeit der 
Arbeitnehmer gemäß den Bestimmungen des Ver- 
trages die Erstellung von Statistiken über Be- 
schäftigung und Zugänge der Gemeinschafts- 
arbeitnehmer die Inanspruchnahme neuer tech- 
nischer Hilfen erfordert; 

— daß die Mitgliedstaaten und die Kommission 
gemäß der Stellungnahme des Ausschusses vom 
27. Oktober 1967 die technische Möglichkeit für 
den Ersatz der fortfallenden Auszählung der Ar- 
beitsgenehmigungen durch andere Statistiken ge- 
prüft hat; 

— daß sich alle Mitgliedstaaten bei der Suche nach 
einer Lösung hauptsächlich der Auswertung von 
Sozialversicherungsunterlagen zuwenden; 

— der Fachausschuß ist der Meinung, daß es unbe- 
dingt erforderlich ist, daß die Mitgliedstaaten ge- 
meinsam ihren Willen für die Vereinheitlichung 
der Statistik über die Beschäftigung und den Zu- 
gang ausländischer Arbeitskräfte auf dem Ho- 
heitsgebiet der Mitgliedstaaten zum Ausdruck 
bringen, und zwar sowohl in Bezug auf die Er- 
stellung dieser Statistik als auch in Bezug auf die 
Auswahl der Angaben für ihre Verwirklichung. 

Als Folgemaßnahme zu dieser Stellungnahme des 
Fachausschusses und zur Ausschöpfung der von den 
Statistiken der Mitgliedstaaten und vom statistischen 
Amt der Europäischen Gemeinschaften erwähnten 
Möglichkeiten legt die Kommission dem Rat den bei- 
gefügten Verordnungsvorschlag vor und hofft, daß 
unter den der Gemeinschaft zu Gebote stehenden 


Rechtsinstrumenten dieses am besten dem überein- 
stimmenden Willen aller Mitgliedstaaten und den 
Erfordernissen der Einheitlichkeit und Gleichartig- 
keit der Statistiken der Mitgliedstaaten entspricht. 

Der Vorschlag der Kommission enthält die Rahmen- 
bestimmungen zur Sicherstellung der Vergleichbar- 
keit der Statistiken, indem sie die Arbeiten der zu- 
ständigen Stellen in den Mitgliedstaaten in die von 
den Statistikern und dem Fachausschuß angegebene 
Richtung lenkt. Es handelt sich hierbei um Grund- 
voraussetzungen, denen die Statistiken der Mitglied- 
staaten und der Gemeinschaft entsprechen müssen; 
Sache der Kommission wird es sein, in enger Zusam- 
menarbeit mit den zentralen Verwaltungen der Mit- 
gliedstaaten die erforderlichen Durchführungsbe- 
stimmungen für die endgültige Erstellung der Stati- 
stiken zu erlassen. Die Kommission kommt damit 
dem ausdrücklichen Wunsch aller Gemeinschafts- 
organe, und insbesondere des Ministerrates, ent- 
gegen, der auf seiner Tagung vom 19. März 1969 er- 
klärt hat, daß sich die Schlußfolgerungen in dem Do- 
kument R/310/69(SOK 31) vom 24. Februar 1969 mit 
seinen Absichten decken würden und er sie daher 
uneingeschränkt billigen würde ®). 


6) „Die seit einiger Zeit unternommenen Bemühungen um 
die Ermittlungen der Methoden, mit denen sich die 
Zahl der in den einzelnen Mitgliedstaaten der Gemein- 
schaft beschäftigten ausländischen Arbeitskräfte so- 
wie die Zu- und Abwanderungen von Land zu Land 
am besten feststellen lassen, müssen aktiv fortgesetzt 
werden," 

(Seite 20 des vorgenannten Dokuments), 
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